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Am 13. Dezember 2016 erging ein Urteil des polnischen Verfassungsgerichts über
die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes zur Änderung des Rundfunkgesetzes vom
30. Dezember 2015 (Rechtssache K 13/16). Die Gesetzesänderungen bezogen
sich im Besonderen auf die Art der Besetzung der Führungspositionen in Gremien
staatlicher Rundfunkveranstalter und auf das Auslaufen der Mandate der
derzeitigen Mitglieder der Leitungs- und Aufsichtsgremien der genannten
Einrichtungen (siehe IRIS 2016-2/22). Das Urteil wurde am 29. Dezember 2016 im
Amtsblatt veröffentlicht. Den Antrag auf Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit
des Gesetzes stellten eine Gruppe von Abgeordneten des Sejm (Unterhaus des
polnischen Parlaments) und der Kommissar für Bürgerrechte.

Das Verfassungsgericht prüfte zunächst lediglich das Gesetzgebungsverfahren
und kam zu dem Schluss, dass die Argumentation der Antragsteller diesbezüglich
nicht ausreichend begründet ist. Deshalb stellte das Verfassungsgericht die
Prüfung diesbezüglich ein, ohne den Sachverhalt eingehend untersucht zu haben.
Somit gibt es keine endgültige Entscheidung im Hinblick auf die
Verfassungsmäßigkeit des Gesetzgebungsverfahrens, wobei nicht ausgeschlossen
ist, dass im Zusammenhang mit zukünftigen Verfahren eine eingehende Prüfung
erfolgen wird.

Im Grundsatz hat das Verfassungsgericht festgestellt, dass die Mehrzahl der
Änderungsanträge zum Gesetz nach der polnischen Verfassung zulässig ist. So ist
es laut Verfassungsgericht zulässig, dass über die Besetzung von
Leitungspositionen im staatlichen Rundfunk ohne ein Auswahlverfahren
entschieden wird. Weiter hält es das Verfassungsgericht mit der Verfassung
vereinbar, dass das Führungspersonal benannt wird, ohne dass dabei nähere
Angaben zur Amtszeit gemacht werden. Ebenso hat das Verfassungsgericht die
Reduzierung der Anzahl der Mitglieder in bestimmten Gremien der staatlichen
Medienunternehmen nicht in Frage gestellt. Das Verfassungsgericht kam zu dem
Ergebnis, dass die vorgenannten Änderungsanträge an sich die in der Verfassung
verankerte Rolle des nationalen Rundfunkrats nicht unterlaufen.

Als nicht mit der Verfassung vereinbar hält das Gericht jedoch die Bestimmungen
des Gesetzes, nach denen der nationale Rundfunkrat bei der Wahl der Mitglieder
der Gremien des staatlichen Rundfunks keine Rolle mehr spielt. Allerdings geht
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das Gericht hier von einem großen Spielraum seitens des ordentlichen
Gesetzgebers aus. Das Gericht verweist darauf, dass, der Rundfunkrat laut Artikel
213(1) der Verfassung über die Meinungsfreiheit und das Recht auf Information zu
wachen und die Interessen der Zuhörer und Zuschauer zu schützen hat. Daraus
ergebe sich, dass der Rundfunkrat bei der Benennung der Mitglieder der Gremien
des staatlichen Rundfunks zu beteiligen ist (unabhängig von der Art einer solchen
Beteiligung).

Weiter hält es das Gericht für fraglich, das Erfordernis der Zustimmung des
Rundfunkrats zu Änderungen der Satzung staatlicher Rundfunkeinrichtungen
entfallen zu lassen. Das Gericht ist der Auffassung, dass sich aus der
verfassungsrechtlichen Stellung des Rundfunkrats ergibt, dass Änderungen der
Satzung staatlicher Medienunternehmen nur mit Zustimmung dieser Einrichtung
vorgenommen werden dürfen.

Nach der Entscheidung des Verfassungsgerichts wird es somit erforderlich sein,
die Bestimmungen hinsichtlich der Besetzung von Leitungspositionen in
Einrichtungen des staatlichen Rundfunks nochmals zu ändern.

Press release of the Constitutional Tribunal from 13 December 2016

http://trybunal.gov.pl

Pressemitteilung des Verfassungsgerichts vom 13. Dezember 2016
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